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Antrag der Redaktionskommission* vom 25. Januar 2024

5865 b
Steuergesetz (StG)
(Änderung vom . . . . . . . . . . . .; Elektronische Verfahren und weitere
Anpassungen an das Bundesrecht)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in die Anträge des Regierungsrates vom 21.Sep-
tember 2022 und der Kommission für Wirtschaft und Abgaben vom
11. Juli 2023,

beschliesst:

I. Das Steuergesetz vom 8. Juni 1997 wird wie folgt geändert:

II. Wirt-
schaftliche
Zugehörigkeit

§ 4. Abs. 1 unverändert.
2 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Auf-

enthalt in der Schweiz sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit
steuerpflichtig, wenn sie
lit. a–f unverändert.
g. für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder

eines Luftfahrzeuges oder bei einem Transport auf der Strasse
Lohn oder andere Vergütungen von einem Arbeitgeber mit Sitz
oder Betriebsstätte im Kanton erhalten; davon ausgenommen bleibt
die Besteuerung der Seeleute für Arbeit an Bord eines Hochsee-
schiffes.

4. Bewegliches
Vermögen
a. Allgemein

§ 20. Abs. 1–8 unverändert.
9 Abs. 4 gilt für Einlagen und Aufgelder, die während eines Kapi-

talbands nach Art. 653s ff. OR geleistet werden, nur soweit sie die Rück-
zahlungen von Reserven im Rahmen dieses Kapitalbands übersteigen.

II. Steuerfreie
Einkünfte

§ 24. Der Einkommenssteuer sind nicht unterworfen:
lit. a–m unverändert.
n. Einkünfte aufgrund des Bundesgesetzes vom 19. Juni 2020 über

Überbrückungsleistungen für ältere Arbeitslose.

* Die Redaktionskommission besteht aus folgenden Mitgliedern: Christa Stünzi,
Horgen (Präsidentin); Thomas Forrer, Erlenbach; Alexander Seiler, Bachenbülach;
Sekretärin: Sandra Freiburghaus.
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3.Selbstständige
Erwerbs-
tätigkeit
a. Allgemeines

§ 27. Abs. 1 unverändert.
2 Dazu gehören insbesondere:

lit. a–f unverändert.
g. gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck

haben.
3 Nicht abziehbar sind insbesondere:

a. Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizerischen
Strafrechts,

b. Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegen-
leistung für die Begehung von Straftaten,

c. Bussen und Geldstrafen,
d. finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Strafzweck ha-

ben.
4 Sind Sanktionen nach Abs. 3 lit. c und d von einer ausländischen

Straf- oder Verwaltungsbehörde verhängt worden, sind sie abziehbar,
wenn
a. die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst oder
b. die steuerpflichtige Person glaubhaft darlegt, dass sie alles Zumut-

bare unternommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten.
Abs. 4 wird zu Abs. 5.

f. Geschäfts-
mässig begrün-
deter Aufwand

§ 65. 1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch:
a. die eidgenössischen, kantonalen und kommunalen Steuern,
lit. b–f unverändert.
g. gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck

haben.
2 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören insbe-

sondere:
a. Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizerischen

Strafrechts,
b. Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegen-

leistung für die Begehung von Straftaten,
c. Bussen,
d. finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Strafzweck ha-

ben.
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3 Sind Sanktionen nach Abs. 2 lit. c und d von einer ausländischen
Straf- oder Verwaltungsbehörde verhängt worden, sind sie abziehbar,
wenn
a. die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst oder
b. die steuerpflichtige Person glaubhaft darlegt, dass sie alles Zumut-

bare unternommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten.

2. Beteiligungs-
abzug
a. Grundsatz

§ 72. Abs. 1–3 unverändert.
4 Bei Konzernobergesellschaften von systemrelevanten Banken nach

Art. 7 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 8. November 1934 über die Ban-
ken und Sparkassen (BankG) werden für die Berechnung des Netto-
ertrags nach Abs. 1 der Finanzierungsaufwand und die Forderung in
der Bilanz aus konzernintern weitergegebenen Mitteln nicht berücksich-
tigt, wenn diese Mittel aus Fremdkapitalinstrumenten nach Art. 11 Abs. 4
oder Art. 30 b Abs. 6 oder 7 Bst. b BankG stammen, die von der Eid-
genössischen Finanzmarktaufsicht im Hinblick auf die Erfüllung regula-
torischer Erfordernisse genehmigt wurden.

II. Bemessung
des
Reingewinns

§ 84. Abs. 1 unverändert.
2 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, ist

der steuerbare Reingewinn in Franken umzurechnen. Massgebend ist
der durchschnittliche Devisenkurs (Verkauf) der Steuerperiode.

Abs. 2 wird zu Abs. 3.

III. Bemessung
des
Eigenkapitals

§ 85. Abs. 1 unverändert.
2 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, ist

das steuerbare Eigenkapital in Franken umzurechnen. Massgebend ist
der Devisenkurs (Verkauf) am Ende der Steuerperiode.

Abs. 2 wird zu Abs. 3.

3. Kantonale
Vorschriften
a. Elektronische
Verfahren und
Datenaustausch

§ 109 c. 1 Die Finanzdirektion kann den Steuerpflichtigen und
weiteren Verfahrensbeteiligten die elektronische Einreichung der Steuer-
erklärung und anderer Eingaben ermöglichen. In diesem Fall ersetzt
eine elektronische Bestätigung der Angaben die Unterzeichnung.

2 Den Steuerpflichtigen und weiteren Verfahrensbeteiligten können
Dokumente mit deren Einverständnis elektronisch zugestellt werden.

3 Die Finanzdirektion kann Vorschriften über elektronische Ver-
fahren, Datenaufbewahrung, Datenbearbeitung und Datenaustausch
erlassen, namentlich in Bezug auf:
a. die elektronische Einreichung der Steuerklärung und anderer Ein-

gaben durch die Steuerpflichtigen und weitere Verfahrensbeteiligte,
einschliesslich der dabei zu verwendenden Applikationen,
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b. die elektronische Zustellung von Dokumenten an die Steuerpflich-
tigen und weitere Verfahrensbeteiligte, einschliesslich der dabei zu
verwendenden Applikationen,

c. die Datenaufbewahrung, die Datenbearbeitung und den Datenaus-
tausch zwischen dem kantonalen Steueramt und den Gemeinde-
steuerämtern, einschliesslich der auszutauschenden Daten, der
Schnittstellen, die von den Gemeindesteuerämtern für die Entgegen-
nahme von Daten des kantonalen Steueramtes bereitzustellen sind,
und der Schnittstellen, die von den Gemeindesteuerämtern bei der
Lieferung von Daten an das kantonale Steueramt zu beachten sind,

d. die Datenaufbewahrung und die Datenbearbeitung im Auftrag des
kantonalen Steueramtes oder der Gemeindesteuerämter durch
Dritte.
4 Der Kanton kann den Gemeindesteuerämtern Applikationen zum

Vollzug des Steuergesetzes zur Verfügung stellen, und die Finanzdirek-
tion kann deren gemeinsame Verwendung durch das kantonale Steuer-
amt und die Gemeindesteuerämter vorschreiben. Der Kanton übernimmt
die Kosten für die Entwicklung und Einführung der neuen Applikationen
in den Gemeinden. Der Kanton und die Gemeinden tragen die Betriebs-
und Nutzungskosten je zur Hälfte. Der Anteil jeder Gemeinde bemisst
sich nach ihrer Einwohnerzahl. Die Gemeinden tragen ihre Personal-
kosten und die Kosten für die Abschreibung ihrer eigenen Systeme.
Bei der Planung und Beschaffung solcher Applikationen berücksichtigt
der Kanton die Interessen und Bedürfnisse der Gemeindesteuerämter.

5 Der Datenaustausch zwischen den Steuerbehörden kann in einem
automatisierten Abrufverfahren oder im Rahmen einer vom kantonalen
Steueramt und von den Gemeindesteuerämtern gemeinsam verwende-
ten Applikation erfolgen. Die Einwohnerdaten können entweder aus
den kommunalen Einwohnerregistern oder aus der kantonalen Einwoh-
nerdatenplattform bezogen und für die Erfüllung ihrer Aufgaben durch
die Steuerämter des Kantons und der Gemeinden verwendet werden.

Abs. 2 wird zu Abs. 6.

2. Pflichten
des Steuer-
pflichtigen
a. Steuer-
erklärung

§ 133. 1 Die Steuerpflichtigen werden durch öffentliche Bekannt-
gabe, persönliche Mitteilung oder Zustellung des amtlichen Formulars
aufgefordert, die Steuererklärung einzureichen. Auch Steuerpflichtige,
die weder eine persönliche Mitteilung noch ein Formular erhalten haben,
müssen die Steuererklärung einreichen.
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2 Die steuerpflichtige Person muss das amtliche Formular für die
Steuererklärung wahrheitsgemäss und vollständig ausfüllen, persönlich
unterzeichnen und samt den vorgeschriebenen Beilagen fristgemäss der
zuständigen Behörde einreichen. Vorbehalten bleiben abweichende Vor-
schriften zur elektronischen Einreichung gemäss § 109 c Abs. 1 und 3.

II. Diese Gesetzesänderung untersteht dem fakultativen Referen-
dum.

Zürich, 25. Januar 2024

Im Namen der Redaktionskommission
Die Präsidentin: Die Sekretärin:
Christa Stünzi Sandra Freiburghaus


